
Anlage 2 zu DS Nr. 22/0228 

Synopse Leitlinie bis 14.06.2022 – Leitlinie ab 15.06.2022 

Leitlinie bis 14.06.2022 Leitlinie ab 15.06.2022 Begründung 

Gemäß § 20 Kinderbildungsgesetz ist bei der Über-
nahme der Trägerschaft für eine Kindertagesstätte 
durch einen freien Träger zunächst davon auszuge-
hen, dass der Träger den Trägeranteil an der Finan-
zierung den Betriebskosten in der gesetzlich vorge-
gebenen Höhe einbringt. 

Gemäß § 36 Kinderbildungsgesetz ist bei der Über-
nahme der Trägerschaft für eine Kindertagesstätte 
durch einen freien Träger zunächst davon auszuge-
hen, dass der Träger den Trägeranteil an der Finan-
zierung der Betriebskosten in der gesetzlich vorge-
gebenen Höhe einbringt. 

Anpassung des Para-
graphen aufgrund 
Neufassung des KiBiz 



Träger, die sich aus wirtschaftlichen Gründen nicht 
in der Lage sehen, den Trägeranteil in der gesetz-
lich vorgegeben Höhe einzubringen, können bei der 
Stadt Sankt Augustin einen Antrag auf einen Son-
derzuschuss zur Finanzierung der Betriebskosten 
einreichen. Dem Antrag ist ein nachvollziehbarer 
Wirtschaftsplan beizufügen. 
 
 
 
 
 
 
Auf Basis und nach Prüfung des Antrags kann sei-
tens der Jugendamtsverwaltung im Rahmen des 
Trägerschaftsvertrages ein Sonderzuschuss zu den 
Betriebskosten innerhalb der im Folgenden aufge-
führten maximalen Grenzwerte vereinbart werden: 
 
 

Träger  
(gem. § 6 u. § 
19 KiBiz) 

Gesetzlicher Fi-
nanzierungszu-
schuss aus dem 
KiBiz-Budget* 

Einzubringender 
Eigenanteil des 
Trägers* 

Maximaler Sonder-
zuschuss 

Elterninitiativen 96 % (96,6) 4 % (3,4) bis zum Verbleib 
von 1 % des gesetz-
lichen Trägeranteils 

 

Andere aner-
kannte Träger 
der freien Ju-
gendhilfe und 
sonstige freie 
Träger 

91 % (92,2) 9 % (7,8) bis zur hälftigen 
Höhe des gesetzli-
chen Trägeranteils 

Kirchen oder Re-
ligionsgemein-

88 % (89,7) 12 % (10,3) bis zur hälftigen 
Höhe des gesetzli-
chen Trägeranteils 

Träger, die sich aus wirtschaftlichen Gründen nicht 
in der Lage sehen, den Trägeranteil in der gesetz-
lich vorgegeben Höhe einzubringen, haben einen 
Nachweis über ihre mangelnde wirtschaftliche Leis-
tungsfähigkeit zu erbringen. Hierzu ist die in der An-
lage zu dieser Leitlinie beigefügte Eigenerklärung 
mit dem Nachweis der Anerkennung der Gemein-
nützigkeit durch das zuständige Finanzamt beizufü-
gen. Der Träger legt regelmäßig weitere geeignete 
Nachweise (z. B. Wirtschaftsplan, Jahresabschluss, 
Rechenschaftsbericht) vor. Änderungen sind der 
Stadt Sankt Augustin unverzüglich mitzuteilen.  
 
Auf Basis und nach Prüfung der eingereichten Un-
terlagen kann seitens der Jugendamtsverwaltung im 
Rahmen des Trägerschaftsvertrages ein Sonderzu-
schuss zu den Betriebskosten innerhalb der im Fol-
genden aufgeführten maximalen Grenzwerte verein-
bart werden: 
 

Träger  
(gem. §§ 25 u. 
36 KiBiz) 

Gesetzlicher Fi-
nanzierungszu-
schuss aus dem 
KiBiz-Budget* 

Einzubringender 
Eigenanteil des 
Trägers* 

Maximaler Sonder-
zuschuss 

Elterninitiativen 96,6 % 3,4 % bis zum Verbleib 
von 1 % des gesetz-
lichen Trägeranteils 

Andere aner-
kannte Träger 
der freien Ju-
gendhilfe und 
sonstige freie 
Träger 

92,2 % 7,8 % bis zur hälftigen 
Höhe des gesetzli-
chen Trägeranteils 

Kirchen oder Re-
ligionsgemein-

89,7 % 10,3 % Kein Sonderzu-
schuss möglich 

Ein gesonderter An-
trag kann entfallen, da 
die Sonderzuschüsse 
und deren Vorausset-
zungen bereits Gegen-
stand der Verhandlun-
gen zu den Träger-
schaftsverträgen sind. 
Im Übrigen erweckt 
der Begriff „Antrag“ 
den irreführenden Ein-
druck, als sei jederzeit 
auch nach Abschluss 
eines bereits geschlos-
senen und geltenden 
Trägerschaftsvertrages 
ein Nachverhandeln 
durch Stellung eines 
neuen Antrags mög-
lich. 
Nachweis der man-
gelnden wirtschaftli-
chen Leistungsfähig-
keit durch Anerken-
nung der Gemeinnüt-
zigkeit durch das zu-
ständige Finanzamt 
 
 
Die Kirchen und Religi-
onsgemeinschaften 
sind Körperschaften 



schaften des öf-
fentlichen 
Rechts 

 
Vergleichswert bei eigener kommunaler Träger-
schaft einer Kindertagesstätte: 
 

Örtliche Träger 
der öffentlichen 
Jugendhilfe 

79 % (87,5) 21 % (12,5) der volle Träger-
anteil 

 
*zugrunde gelegt sind die Zahlenwerte nach der zurzeit gülti-
gen Fassung des Kinderbildungsgesetzes (KiBiz). Sowie (in 
Klammern angegeben) die geänderten Werte des Entwurfs für 
die bevorstehende KiBiz Reform. Nach Rechtskraft der KiBiz-
Reform werden die dann gültigen Zahlenwerte übernommen. 

schaften des öf-
fentlichen 
Rechts 

 
 
Vergleichswert bei eigener kommunaler Träger-
schaft einer Kindertagesstätte: 
 

Örtliche Träger 
der öffentlichen 
Jugendhilfe 

87,5 % 12,5 % der volle Träger-
anteil 

 
*zugrunde gelegt sind die Zahlenwerte nach der zurzeit gülti-

gen Fassung des Kinderbildungsgesetzes (KiBiz). 

des öffentlichen Rech-
tes und nehmen 
dadurch eine andere 
Rolle ein und haben 
durch die Erhebung 
der Kirchensteuer 
auch eine grundsätz-
lich andere finanzielle 
Grundlage zur Verfü-
gung. 
 
Anpassung der Para-
graphen sowie der 
Prozentwerte aufgrund 
Neufassung des KiBiz 



 Sollten sich Änderungen an der gesetzlichen Finan-

zierungsstruktur für Kindertageseinrichtungen erge-

ben, können die Sonderzuschüsse entsprechend an-

gepasst werden. 

 

Aufnahme der Anpas-
sungsmöglichkeit bei 
gesetzlichen Änderun-
gen 

Diese Leitlinie ist ab dem 04.07.2019 bei der Verein-
barung neuer Trägerschaftsverträge für den Betrieb 
einer Kindertagesstätte zugrunde zu legen. 
 

Diese Leitlinie ist ab dem 15.06.2022 bei der Verein-

barung neuer Trägerschaftsverträge für den Betrieb 

einer Kindertagesstätte zugrunde zu legen. 

 

Anpassung des Da-
tums 

Aus der Vergangenheit bestehende Trägerschafts-
verträge behalten, soweit keine sachliche Änderung 
der Vertragsgrundlage eingetreten ist, Bestand-
schutz. 

Aus der Vergangenheit bestehende Trägerschafts-

verträge behalten, soweit keine sachliche Änderung 

der Vertragsgrundlage eingetreten ist, Bestand-

schutz. Der Bestandsschutz gilt für den Sonderzu-

schuss, der sich aus den anerkannten Betriebskos-

ten gem. KiBiz für die Anzahl der Gruppen, die zum 

Zeitpunkt der erstmaligen Verabschiedung dieser 

Leitlinie in Betrieb waren, ergibt. Sollten nach der 

Verabschiedung dieser Leitlinie neue Gruppen hin-

zukommen, so ist für einen etwaigen Sonderzu-

schuss auf die Betriebskosten der neuen Gruppen 

diese Leitlinie zugrunde zu legen. 

 
 
 
Konkretisierung des 
Bestandsschutzes 

 Anlage: Eigenerklärung Aufnahme der Eigen-
erklärung zum Nach-
weis der mangelnden 
wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit 

 


